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Ministerium für Energiewende, Klimaschutz, 
Umwelt und Natur 

 
21. Corona-Hilfen im Umweltbereich: Unzulässige Hilfen für 

landeseigene Unternehmen 
 

Der Landtag hat 5 Mio. € für Corona-Hilfen im Umweltbereich be
reitgestellt. Er hat auch geregelt, unter welchen Voraussetzun
gen sie gezahlt werden dürfen. 
 
Das Umweltministerium hat schnell und unbürokratisch  
4,2 Mio. € ausgezahlt. Davon wurden bislang 1,5 Mio. € zurück
gezahlt, weil sich herausgestellt hat, dass die Voraussetzungen 
nicht vorlagen.  
 
Eine weitere Mio. € Corona-Hilfen müssten auch zurückgezahlt 
werden, weil die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen eben
falls nicht vorlagen. Es handelt sich hierbei um 2 öffentliche Un
ternehmen, die grundsätzlich von der Förderung ausgeschlos
sen sind.  
 
Das Finanzministerium sollte künftig - wie in anderen Ländern 
auch - die Vergabe von Nothilfen durch Verwaltungsvorschriften 
näher regeln. 

 
21.1 Unbürokratische und schnelle Corona-Hilfen im Umweltbereich 

 
Im März 2020 traten bundesweit Einschränkungen in Kraft, um die Verbrei
tung des Corona-Virus einzudämmen. Diese hatten zum Teil erhebliche 
wirtschaftliche Auswirkungen auf Unternehmen. Bund und Land haben 
verschiedene Hilfsprogramme aufgelegt mit dem Ziel, die Auswirkungen 
finanziell abzumildern und den Wirtschaftsstandort zu sichern.  
 
Im April 2020 hat das seinerzeitige Ministerium für Energiewende, Land
wirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung (Umweltministerium) Richtli
nien für die Gewährung von Soforthilfen zum Erhalt und zur Stärkung von 
Einrichtungen des Natur- und Umweltschutzes, der nachhaltigen Entwick
lung sowie von Tierparks (Richtlinien Soforthilfe)1 erlassen. Das Hilfspro
gramm war bis zum 01.07.2021 befristet.  
 

                                                      
1 Richtlinien zur Gewährung von Soforthilfen zum Erhalt und zur Stärkung von Einrichtun

gen des Natur- und Umweltschutzes, der nachhaltigen Entwicklung sowie von Tierparks 
(Richtlinien Soforthilfe), Amtsbl. Schl.-H. 2020 S. 848. 
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Voraussetzung für den Erhalt der Soforthilfe war ein durch die Corona-
Pandemie verursachter Liquiditätsengpass, der zu einer Existenzgefähr
dung in Form einer Zahlungsunfähigkeit geführt hätte. Die Soforthilfe wur
de nachrangig zu anderen Soforthilfen des Bundes und des Landes ge
währt, die ebenfalls der Minderung der wirtschaftlichen Auswirkungen der 
Corona-Pandemie dienten. 
 
Das Umweltministerium hat das Verwaltungsverfahren zur Bewilligung der 
Soforthilfen selbst durchgeführt. Es hat die Anträge schnell, unbürokratisch 
und überwiegend in der beantragten Höhe bewilligt. Dabei hat es sich 
weitgehend auf die Angaben der Antragsteller gestützt. Eine gründliche 
Prüfung der Bewilligungsvoraussetzungen ist erst zusammen mit der Prü
fung der Verwendungsnachweise ab 2022 erfolgt. 
 
Im Verwendungsnachweis mussten die Antragsteller durch Vorlage von 
Gewinn- und Verlustrechnungen bzw. Einnahmen-Überschussrechnungen 
sowie Bilanzen darlegen, dass sie ohne die Zahlung der Corona-Hilfe in ih
rer Existenz bedroht gewesen wären. Die Berechnungen waren durch 
Wirtschaftsprüfer oder Steuerberater zu bestätigen. 
 
Ziel des Umweltministeriums war, wirtschaftliche Notlagen von gemeinnützi
gen und gemeinwohlorientierten Einrichtungen im Umweltbereich abzuwen
den. Die hierfür erlassene Richtlinie hat es nach den Vorgaben der Landes
haushaltsordnung (LHO)1 und des Haushaltsgesetzes2 erstellt. Dieses 
Vorgehen war der Notsituation angemessen. 
 
Aufgrund der Eilbedürftigkeit hat das Umweltministerium die Anträge nur auf 
Plausibilität geprüft. Eine Plausibilitätsprüfung kann naturgemäß keine um
fassende Antragsprüfung ersetzen. Insofern kommt der sorgfältigen Prüfung 
im Nachhinein und ggfs. der konsequenten Rückforderung zu Unrecht ge
leisteter Soforthilfen eine besondere Bedeutung zu.  
 

21.2 Haushaltsrecht regelt die Vergabe der Corona-Hilfen  
 
Die LHO regelt Billigkeitsleistungen.3 Dies sind Leistungen, auf die kein 
gesetzlicher Anspruch besteht, die aber aus Gründen staatlicher Fürsorge 
zum Ausgleich von Schäden oder Nachteilen gewährt werden können. 
Nach § 53 LHO dürfen Leistungen aus Gründen der Billigkeit nur gewährt 
werden, wenn dafür Ausgabemittel besonders zur Verfügung gestellt wer
den.  

                                                      
1 Landeshaushaltsordnung Schleswig-Holstein (LHO) i. d. F. vom 29.06.1992, zuletzt ge

ändert durch Art. 7 Gesetz vom 25.02.2021, GVOBl. Schl.-H. S. 201. 
2 Gesetz über die Feststellung eines 2. Nachtrages zum Haushaltsplan für das Haushalts

jahr 2020 vom 08.05.2020 (2. Nachtragshaushalt), GVOBl. Schl.-H. S. 214.  
3 § 53 LHO. 
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Von dieser Ermächtigung hat der Landtag als Haushaltsgesetzgeber Ge
brauch gemacht und im 2.  Nachtrag zum Haushaltsplan 2020 einen Titel 
für Soforthilfen im Umweltbereich mit 5 Mio.  € eingerichtet. In einem ver
bindlichen Haushaltsvermerk hat er festgelegt, dass Ausgaben nur für 
Maßnahmen geleistet werden dürfen, die der Abwendung der Existenz
bedrohung im Rahmen des Soforthilfeprogramms dienen und wenn die 
Existenzbedrohungen nicht durch Hilfen des Bundes abgewendet werden 
können.  
 
Dieses Vorgehen entspricht dem geltenden Recht. Die bereitgestellten Bil
ligkeitsleistungen sind begründet durch die wirtschaftliche Notlage infolge 
der Maßnahmen zur Bekämpfung der Corona-Pandemie. Der Mitteleinsatz 
ist sparsam und wirtschaftlich auf Fälle in existenzbedrohenden Situatio
nen begrenzt.  
 

21.3 Umweltministerium hätte vorhandene Eigenmittel einsetzen müssen 
 
Corona-Hilfen des Bundes schlossen öffentliche Unternehmen weitgehend 
aus. Auch die Härtefall-Förderrichtlinie des Landes, die alle sonst bei den 
Corona-Unternehmenshilfen des Bundes und des Landes unberücksichtig
ten Härtefälle abdecken sollte, schloss öffentliche Unternehmen aus.1 
 
Es ist unstrittig, dass die öffentlichen Unternehmen im Umweltbereich 
ebenso von den wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie betroffen 
waren wie andere Unternehmen. Auch hier bestand gegebenenfalls Unter
stützungsbedarf. 
 
Öffentliche Unternehmen des Landes haben aber den Vorteil, dass das 
Land seine eigenen Unternehmen auf unterschiedliche Weise kurzfristig 
und flexibel in Krisensituationen unterstützen kann, z. B. durch den Aus
gleich von Betriebsverlusten oder Kapitaleinlagen. 
 
Das Umweltministerium verfügte über die hierfür erforderlichen Mittel: So 
verwahrte die Nationalparkstiftung Schleswig-Holstein Ende 2020 über 
3,7 Mio.  € für das Umweltministerium auf einem Sonderkonto. Bis Ende 
2021 stieg der Betrag sogar auf 6,6 Mio.  €. 
 

                                                      
1 Nr. I.2 Abs. 1 S. 3 Richtlinie für die Unterstützung von finanziell erheblich von der 

Corona-Pandemie betroffenen Unternehmen (Härtefallhilfe Schleswig-Holstein), 
Amtsbl. Schl.-H. 2021 S. 1.092.  
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Die Mittel waren zweckgebunden für die Stärkung der Nationalpark-Region 
durch eine nachhaltige touristische Inwertsetzung des Weltnaturerbes 
Wattenmeer.1  
 
Das Umweltministerium entscheidet eigenständig über den Einsatz dieser 
Mittel. Es hätte daher ohne weiteres entscheiden können, diese öffentli
chen Unternehmen aus den bei der Nationalparkstiftung verwahrten Mit
teln zu unterstützen. 
 
Dies hätte den in hohem Maße kreditfinanzierten Landeshaushalt um über 
1 Mio. € entlastet. 
 
Das Umweltministerium weist auf eine fehlende spezielle haushaltsrecht
liche Grundlage für den Ausgleich von Betriebsverlusten oder die Einlage 
von Kapital für die Landesunternehmen hin. Der regelmäßige Haushalt 
hätte unterjährig nicht zur Krisenbewältigung beitragen können. 
 
Weiterhin könnten die Mittel der Nationalparkstiftung gemäß der Vereinba
rung mit Hamburg nur für Kosten im Zusammenhang mit konkreten Projek
ten eingesetzt werden.  
 
Der LRH bleibt bei seiner Feststellung. 2020 hat der Landtag insgesamt 
4 Nachtragshaushalte verabschiedet. Es bestand ausreichend Gelegen
heit, eine haushaltsrechtliche Grundlage für Hilfemaßnahmen für in Not 
geratene Landesunternehmen zu schaffen. Dies ist jedoch unterblieben. 
 
Die 2 Landesbetriebe haben seit 2020 aus den Mitteln der Nationalpark
stiftung 5,2 Mio.  € erhalten2, davon 4,9 Mio.  € für Entschuldung, Be
triebskostenzuschüsse und bauliche Maßnahmen. Der Mitteleinsatz si
chert die wirtschaftliche Existenz der Landesbetriebe. Die 
Mittelverwendung ist mit Hamburg unstrittig. Es ist daher nicht nachvoll
ziehbar, aus welchem Grund die wirtschaftliche Existenzsicherung in der 
Corona-bedingten Notsituation nicht möglich gewesen wäre.  
 

21.4 Hilfen für Landesunternehmen verstoßen gegen Haushaltsrecht 
 
Bis Ende 2021 hat das Umweltministerium 4,2 Mio. € Corona-Hilfen an 
20 Empfänger ausgezahlt, darunter Bildungseinrichtungen, Tierparks und 
Naturschutzverbände.  
 

                                                      
1 Nr. 10 2. Spiegelstrich Gemeinsame Eckpunkte Hamburgs und Schleswig-Holsteins zum 

Erstellen eines Sedimentmanagements vom 16.02.2019 i. V. m. Vereinbarung zur Rege
lung des Mittelabflusses für die Projekte nach Nr. 10 vom 05.12.2016. 

2 Umdruck 20/904, S. 97. 
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Bis Ende 2022 haben 10 Empfänger insgesamt 1,5 Mio.  € Corona-Hilfen 
zurückgezahlt. Dies entspricht 36 % der ausgezahlten Hilfen. 
 
Die Ursachen für die Rückzahlungen sind unterschiedlich. So kamen z. B. 
in Phasen der Lockerung der Corona-Bestimmungen mehr Besucher in 
Bildungseinrichtungen des Natur- und Umweltschutzes als bei Antragstel
lung erwartet. Hierdurch konnten die Einrichtungen höhere Einnahmen er
zielen, die den Unterstützungsbedarf minderten. 
 
Zu den Empfängern gehörten auch 3 öffentliche Unternehmen, an denen 
das Land mehrheitlich beteiligt ist. Eines der Unternehmen hat die Sofort
hilfe in vollem Umfang zurückgezahlt, ein anderes anteilig. Im Ergebnis 
haben 2 Unternehmen bis Ende 2022 über 1 Mio.  € Soforthilfen erhalten. 
Damit sind nach Abzug der Rückzahlungen 37 % der geleisteten Corona-
Hilfen an öffentliche Unternehmen geflossen.  
 
Diese Corona-Hilfen sind aus demselben, vom Landtag gemäß § 53 LHO 
für Billigkeitsleistungen eingerichteten Haushaltstitel gezahlt worden wie 
die übrigen Corona-Hilfen des Umweltministeriums. Sie unterliegen daher 
auch denselben haushaltsrechtlichen Vorschriften, wie z. B. den Bewilli
gungsvoraussetzungen. 
 
Das Umweltministerium hat die Bewilligungsbescheide an die 2 öffentli
chen Unternehmen jedoch nicht auf Basis von § 53 LHO als Billigkeitsleis
tung, sondern auf Basis von § 44 LHO als Zuwendungen erlassen. Die in 
den Bescheiden genannte Rechtsgrundlage entspricht somit nicht den 
Bestimmungen des Haushaltstitels, aus dem die Leistungen erfolgt sind. 
Die Bescheide sind daher auf unzutreffender haushaltsrechtlicher Rechts
grundlage ergangen.  
 
Zudem wurden den öffentlichen Unternehmen die Mittel mit dem Ziel ge
währt, die pandemiebedingten Einnahmeausfälle auszugleichen und nicht - 
wie im Haushaltsvermerk vorgeschrieben - eine Existenzbedrohung abzu
wenden. Dieses Förderziel ermöglicht höhere Hilfszahlungen als zur Ab
wendung einer Existenzbedrohung erforderlich sind. Zudem erhielten die 
öffentlichen Unternehmen auch noch Hilfszahlungen nach dem Ende des 
Hilfsprogramms. 
 
Im Ergebnis haben die Unternehmen mit Landesbeteiligung im Vergleich 
zu den anderen Leistungsempfängern zu hohe Zahlungen erhalten. Die 
Bewilligung dieser Leistungen ist unter Verstoß gegen geltendes Haus
haltsrecht erfolgt. 
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Das Umweltministerium betont, dass § 53 LHO keine besonderen Bewil
ligungsvoraussetzungen nenne. Die eigentlichen Bewilligungsvorausset
zungen würden regelmäßig in nachgelagerten Verwaltungsvorschriften ge
regelt. Soweit die Zuwendungsbescheide auf eine unzutreffende 
haushaltsrechtliche Ermächtigungsgrundlage verwiesen, bleibe diese je
doch für die formelle Rechtmäßigkeit folgenlos, solange die tatbestandli
chen Voraussetzungen der einschlägigen Rechtsgrundlage erfüllt seien. 
Zudem enthalte der Haushaltstitel für die Corona-Soforthilfe in den Erläu
terungen den Hinweis, dass die Ausgaben zur Erreichung der Ziele des 
Unterstützungsfonds geleistet werden dürfen.  
 
Der LRH weist daraufhin, dass das Soforthilfe-Programm im Umweltbe
reich durch nachgelagerte Verwaltungsvorschriften geregelt war, nämlich 
durch die Richtlinien Soforthilfe. Die Bewilligungen an die Landesbetriebe 
erfüllen die tatbestandlichen Voraussetzungen der Richtlinie Soforthilfe je
doch nicht. Die Bewilligungen sind unter Verstoß gegen Haushaltsrecht er
folgt. 
 

21.5 Vorbereitung auf künftige Notlagen erforderlich 
 
Der LRH hat die vom Land gewährten Billigkeitsleistungen untersucht.1 
Dabei hat er festgestellt, dass die Landesregierung keine gesonderten 
Verwaltungsvorschriften zu den in § 53 LHO geregelten Billigkeitsleistun
gen erlassen hat. Er hat empfohlen, einheitliche Grundsätze für die Ge
währung von Billigkeitsleistungen zu erarbeiten. 
 
Mit Verwaltungsvorschriften für § 53 LHO könnte die verwaltungstechni
sche Durchführung von Billigkeitsleistungen gesteuert werden. Sie könn
ten das Ob und Wie der Gewährung von Billigkeitsleistungen regeln und 
die Bewilligung unabhängig vom konkreten Anwendungsfall und von der 
zuständigen Behörde vereinheitlichen. 
 
Hierfür besteht auch Bedarf: Dies zeigte sich daran, dass das Umweltmi
nisterium hilfsweise die Verwaltungsvorschriften für Zuwendungen nach 
§ 44 LHO herangezogen hatte, um ein strukturiertes Vorgehen bei der 
Bewilligung der Corona-Hilfen zu gewährleisten. 
 
Für zukünftige Notlagen sollte das Land besser vorbereitet sein und - wie 
andere Länder auch - Verwaltungsvorschriften zu § 53 LHO erlassen. Dies 
könnte in Anlehnung an die Verwaltungsvorschriften zu 
§ 53 Bundeshaushaltsordnung erfolgen. 

 
  

                                                      
1 Vgl. Bemerkungen 2022 des LRH, Nr. 6.7. 
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